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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 267/95
Datum 29.07.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 409/98
Datum 28.03.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
29.07.1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer
Polyradikulomyelitis infolge einer Coxsackie-B-Infektion als Berufskrankheit (BK)
streitig.

Der am 1961 geborene KlÃ¤ger war seit August 1990 als Krankenpflegerhelfer in
der antiseptisch-chirurgischen Station des C. Krankenhauses H. tÃ¤tig. Seit Ende
November 1991 traten bei ihm im Rahmen eines grippalen Infektes mit Schnupfen
BlasenstÃ¶rungen, Gliederschmerzen, Missempfindungen und LÃ¤hmungen der
Beine auf. Ab 02.12.1991 wurde er stationÃ¤r im L.Krankenhaus S. (Arztbericht vom
13.01.1992), anschlieÃ�end ab 13.01.1991 im Krankenhaus H. B. (Arztbericht vom
27.07.1992), ab 14.01.1992 im C. Krankenhaus H. (Arztbericht vom 17.03.1992)
und ab 17.03.1992 bis 12.05.1992 in der Neurologischen Klinik B. (Arztbericht vom
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02.09.1992) behandelt. Dabei wurde eine inkomplette QuerschnittlÃ¤hmung nach
infektiÃ¶ser Polyradikulomyelitis (Coxsackie-B-Infektion) mit Hirnnervenbeteiligung
und autonomer Neuropathie als Diagnose angegeben (Arztbericht von Dr.W.S. vom
17.02.1992). Er fÃ¼hrte die Erkrankung auf die in der Zeit von 28.10. bis
13.11.1991 erfolgte Pflege der Patientin CÃ¤cilie W. (W.), die am 30.10.1991 an der
Galle operiert und am 13.11.1991 in das Juliusspital W. verlegt worden war,
zurÃ¼ck. Dort wurden bei ihr neurologische Ausfallserscheinungen festgestellt und
die Diagnose eines Guillain-BarrÃ©-Syndroms gestellt (Arztbericht vom
13.01.1992).

Am 10.06.1992 zeigte das C. Krankenhaus H. dem Beklagten eine Berufskrankheit
(Infektionskrankheit) an.

Zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts zog der Beklagte eine Krankheitenauskunft der
AOK Schweinfurt vom 24.06.1992, Befundberichte des Urologen Dr.F.D. (B.n) vom
21.07.1992 und des Allgemeinarztes Dr.K.F.S. (E.) vom 10.11.1992 sowie die
Ã¤rztlichen Unterlagen des L.Krankenhauses S. bei und holte ein Gutachten des
Professors Dr.G.R. (Max v. Pettenkofer-Institut fÃ¼r Hygiene und medizinische
Mikrobiologie der Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t M.) vom 01.12.1993 ein. Dieser
fÃ¼hrte aus, dass die Befunde der serologischen Untersuchung eine Infektion mit
Coxsackie- B-Virus wahrscheinlich machen. Hinsichtlich der Patientin W. als
mÃ¶gliche Infektionsquelle kÃ¶nne eine direkte Ã�bertragung aber nicht bewiesen
werden, da kein Erregernachweis erfolgt sei. Ein direkter Zusammenhang zwischen
der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und der mÃ¶glichen Infektion mit einem
Coxsackie-B-Virus sei zwar denkbar, aber nicht wahrscheinlich.

Nach der gewerbeÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 04.01.1994 lehnte der Beklagte
mit Bescheid vom 11.02.1994 die Anerkennung einer BK nach Nr 3101 der Anlage 1
zur Berufskrankheitenverordnung (BKVO) ab. Er fÃ¼hrte aus, ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang zwischen der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und der
angenommenen Virus-Infektion kÃ¶nne nicht mit Wahrscheinlichkeit bejaht werden.
Von einer gesicherten Coxsackie-B-Virusinfektion kÃ¶nne nicht ausgegangen
werden. Es sei auch nicht nachweisbar, dass der KlÃ¤ger beruflichen Kontakt mit
Coxsackie-B-Virus-kontaminiertem Material bzw Patienten hatte. Bei der Patientin
W. sei ein Erregernachweis nicht erbracht worden. Es sei auch mÃ¶glich, dass sich
der KlÃ¤ger mit einem anderen unbestimmten Enterovirus infiziert habe.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren verwies der KlÃ¤ger darauf, dass Frau
W. die gleichen Ausfallserscheinungen gehabt habe wie er selbst, nÃ¤mlich
LÃ¤hmungserscheinungen an den Beinen und GefÃ¼hlsstÃ¶rungen.

Nach Beiziehung der Krankenunterlagen von W., die am 06.10.1992 an einer
Embolie verstorben ist, holte der Beklagte eine zusÃ¤tzliche gutachtliche
Stellungnahme des Prof. Dr.R. vom 13.07.1995 ein. Dieser hielt beim KlÃ¤ger eine
Infektion mit Coxsackie-B-Viren fÃ¼r wahrscheinlich, aber nicht gesichert. Da bei
Frau W. die Ursache des Guillain-BarrÃ©-Syndroms unbekannt geblieben sei,
erscheine angesichts der weiten Verbreitung von Coxsackie-Viren eine Ansteckung
des KlÃ¤gers bei seiner beruflichen TÃ¤tigkeit zwar denkbar, aber nicht
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nachgewiesen. Sie sei eher unwahrscheinlich. Daraufhin wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck (Bescheid vom 28.07.1995).

Dagegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht (SG) WÃ¼rzburg erhoben und
beantragt, bei ihm eine Enzephalomyelitis infolge Coxsackie-B-Infektion als BK nach
Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Mit Schreiben vom 29.03.1996 hat er geschildert, welche PflegetÃ¤tigkeiten er bei
der Patientin W. verrichtete (Hilfestellung bei Waschen, ToilettengÃ¤ngen sowie
Mobilisation, Bettenmachen). Nach Vorlage eines Arztberichtes des Nervenarztes
Dr.D.S. (L.) vom 10.09.1996 und Beiziehung der Krankenakte von Frau W. vom
Juliusspital W. hat das Juliusspital â�� Abteilung fÃ¼r Neurologie â�� auf Anfrage
des SG am 16.04.1998 mitgeteilt, dass bei der Patientin W. eine am 15.11.1991
erfolgte Liquor-Punktion passend zur Verdachtsdiagnose eines Guillain-
BarrÃ©-Syndroms gewesen sei. Der Liquor sei aber â�� da nicht erforderlich â��
nicht auf Erreger untersucht worden. Es kÃ¶nne daher nicht Stellung genommen
werden, ob eine Infektion mit Coxsackie-B-Viren stattgefunden habe. Liquor- oder
Serummaterial der Patientin lÃ¤gen nicht mehr vor. Das C.Krankenhaus H. hat dem
SG am 23.04.1998 mitgeteilt, bei der Patientin sei wÃ¤hrend des stationÃ¤ren
Aufenthaltes eine Untersuchung (Liquor-Diagnostik, Serum) nicht durchgefÃ¼hrt
worden. Im Zeitraum 01.08. bis 01.12.1990 seien in der aseptisch-chirurgischen
Abteilung des Krankenhauses auch keine Coxsackie-B-Virus-Infektionen behandelt
worden.

Mit Urteil vom 29.07.1998 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
es im wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger habe als Krankenpfleger-Helfer auf
einer aseptisch-chirurgischen Station zwar zum geschÃ¼tzten Personenkreis iS der
Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO gehÃ¶rt. Es stehe aber nicht mit der im
Unfallversicherungsrecht erforderlichen Wahrscheinlichkeit fest, dass die
diagnostizierte Erkrankung auf die berufliche TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.
Insbesondere sei nicht nachgewiesen, dass die Patientin W. Infektionsquelle fÃ¼r
die Ã�bertragung von Coxsackie-B-Viren gewesen sei, da die Ursache des bei ihr
diagnostizierten Guillain-BarrÃ©-Syndroms unbekannt sei. Die Folgen der
objektiven Beweislosigkeit habe der KlÃ¤ger zu tragen.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen: Er sei als
einzige mÃ¤nnliche Pflegekraft intensiv mit der Grundpflege der Patientin W.
befasst gewesen (insbesondere Ganzwaschung, Hilfestellung bei ToilettengÃ¤ngen,
Reinigung des Genitalbereiches, Entsorgung der FÃ¤kalien). Es habe ein sehr naher,
unmittelbarer Hautkontakt und Kontakt mit KÃ¶rperflÃ¼ssigkeit der Patientin
bestanden, wodurch die Ã�bertragung von Viren erheblich gefÃ¶rdert worden sei.
Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit zwischen seiner TÃ¤tigkeit und der
Erkrankung sei anzunehmen, da seine eigenen und die Symptome der Patientin
zusammenpassten. Im Urteil des SG sei ein Anscheinsbeweis nach Â§ 9 Abs 3 SGB
VII nicht erÃ¶rtert worden, ebenso nicht Beweiserleichterung bzw
Beweislastumkehr.

Der Senat hat Befundberichte des Nervenarztes Dr.D.S. (L.) vom 05.02.1999, des
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Urologen Dr.F.K. (B.n) vom 28.09.1999, des Allgemeinarztes J.S. (B.) vom
29.09.1999, des Nervenarztes Dr.E.J. (B.) vom 27.09.1999, Arztberichte des
Radiologen Dr.V.K. (W.), die Krankenakten des Juliusspitals W. (Patientin CÃ¤cilie
W.) und Kreiskrankenhauses L. (Patientin CÃ¤cilie W.) eingeholt und die Zeugin
Ursula G. (Krankenschwester im C.-Krankenhaus H.) am 05.05.1999 einvernommen.
Auf den Inhalt dieser Aussage wird Bezug genommen.

AnschlieÃ�end hat der Senat die NervenÃ¤rztin Dr.R.P. (L.) am 20.04.2000 mit der
Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Diese hat beim KlÃ¤ger ab Dezember 1991
eine Polyradikulomyelitis mit heute noch bestehenden Restfolgen im
Urogenitalbereich bestÃ¤tigt. Diese Erkrankung sei mit Wahrscheinlichkeit
infektiÃ¶s bedingt, wohl aufgrund einer Coxsackie-B-Infektion. Ein Zusammenhang
zum Erkrankungskomplex von Frau W. lasse sich aber nicht herstellen.

Auf Veranlassung des KlÃ¤gers hat Prof. Dr.W.D.H. (Nervenklinik der UniversitÃ¤t
K.) am 09.01.2001 ein Gutachten nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erstellt.
Er hat ausgefÃ¼hrt, bei der Patientin W. habe ohne Zweifel ein Guillain-Syndrom
vorgelegen, der KlÃ¤ger aber sei an einer akuten Querschnittsmyelitis mit
begleitender Encephalitis erkrankt, mÃ¶glicherweise im Rahmen einer Coxsackie-B-
Infektion. Beide Krankheitsbilder hÃ¤tten von Seiten der Ã�tiologie keinen
Zusammenhang, sondern es handele sich um zwei gÃ¤nzlich unterschiedliche
Krankheitsbilder. Eine BK nach Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO liege nicht vor.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des SG
WÃ¼rzburg vom 29.07.1998 und des Bescheides vom 11.02.1994 idF des
Widerspruchsbescheides vom 08.08.1995 zu verurteilen, eine Polyradikulomyelitis
infolge Coxsackie-B-Infektion als Berufskrankheit nach Â§ 551 Abs 1
Reichsversicherungsordnung (RVO) iVm Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO
anzuerkennen und zu entschÃ¤digen, hilfsweise ein weiteres Gutachten zu der
Frage einzuholen, ob unabhÃ¤ngig vom konkreten Krankheitsbild des KlÃ¤gers
(Landrysches Syndrom) bei diesem eine Coxsackie-B-Virusinfektion vorliegt und ob
â�� falls ja â�� diese Infektion durch eine bei der Patientin W. mit
Wahrscheinlichkeit vorliegende Coxsackie-B-Virusinfektion mit Wahrscheinlichkeit
verursacht worden ist.

Der Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
WÃ¼rzburg vom 29.07.1998 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akte des
Beklagten, der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie der Krankenakten
von Frau CÃ¤cilie W. Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat
zutreffend angenommen, dass bei dem KlÃ¤ger keine BK gemÃ¤Ã� Â§ 551 Abs 1
RVO iVm Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO vorliegt.
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Der Anspruch des KlÃ¤gers ist noch nach den Vorschriften der RVO zu beurteilen,
da eine etwaige BK vor dem Inkrafttreten des Siebten Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB VII) am 01.01.1997 eingetreten wÃ¤re (Art 36 des
Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII).

Nach Â§ 551 Abs 1 RVO gilt als Arbeitsunfall auch eine BK. BKen sind Krankheiten,
welche die Bundesregierung durch Rechtsverordnung bezeichnet und die sich ein
Versicherter bei einer versicherten TÃ¤tigkeit zugezogen hat. Nach Nr 3101 der
Anlage 1 zur BKVO gelten als BKen auch Infektionskrankheiten, wenn der
Versicherte im Gesundheitsdienst, in der Wohlfahrtspflege oder in einem
Laboratorium tÃ¤tig oder durch eine andere TÃ¤tigkeit der Infektionsgefahr in
Ã¤hnlichem MaÃ�e ausgesetzt war. Eine als BK geltend gemachte
GesundheitsstÃ¶rung muss dabei nach den Beweisregeln der gesetzlichen
Unfallversicherung voll nachgewiesen sein, dh mit einer "an Sicherheit grenzenden
Wahrscheinlichkeit". Nach dem Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche Untersuchung zu Nr
3101 kommen auch Infektionskrankheiten in Betracht, die durch Coxsackie-Viren
verursacht worden sind. Die Infektionsquelle mit den entsprechenden Erregern
muss zumindest mit Wahrscheinlichkeit im Bereich der BerufstÃ¤tigkeit gegeben
sein (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6.Auflage,
S 715). Die Frage, ob die Krankheit durch die versicherte TÃ¤tigkeit rechtlich
wesentlich verursacht worden ist, ist ebenfalls mit dem Wahrscheinlichkeitsbeweis
zu fÃ¼hren, dh es mÃ¼ssen deutlich Ã¼berwiegende GrÃ¼nde dafÃ¼r sprechen
(BSG SozR 2200 Â§ 551 Nr 1; Elster, Berufskrankheitenrecht, 2.Aufl, Â§ 551 S 67;
Kasseler Kommentar â�� Ricke â�� Â§ 9 SGB VII RdNr 11).

Beim KlÃ¤ger, der zum Personenkreis der Nr 3101 der Anlage 1 zur BKVO gehÃ¶rt,
da er als Krankenpfleger-Helfer im Carl-von-HeÃ�-Krankenhaus im
Gesundheitsdienst tÃ¤tig war, ist nicht erwiesen, dass seine Erkrankung auf einer
Coxsackie-B-Infektion beruht. Das ergibt sich aus den AusfÃ¼hrungen der Dr.P.
(Gutachten vom 20.04.2000) und des Prof. Dr.H. (Gutachten vom 09.01.2001).
Danach war der KlÃ¤ger ab Dezember 1991 an einer Polyradikulomyelitis, also
einem entzÃ¼ndlichen Befall von RÃ¼ckenmark und mehreren Nervenwurzeln,
erkrankt. Vorweg ist festzustellen, dass diese Erkrankung ua durch eine Vielzahl von
Erregern verursacht werden kann. Die klinische Auswirkung beim KlÃ¤ger ist nicht
charakteristisch genug, um aus dem Krankheitsbild auf einen bestimmten Erreger
schliessen zu kÃ¶nnen. Die Symptomatik der Erkrankung ist nicht typisch fÃ¼r eine
Infektion mit Coxsackie-B-Viren bei Erwachsenen, lÃ¤sst sich aber auch nicht
ausschlieÃ�en. Hier werden vor allem meningitische oder meningoenzephalitische
VerlÃ¤ufe beschrieben. Bei Verdacht auf eine Coxsackie-Virus-Infektion mit
entsprechender klinischer Symptomatik gewÃ¤hrleistet nur der Nachweis des Virus
aus primÃ¤r-sterilem Material (Liquor) eine sichere Diagnose. Zum Nachweis einer
frischen akuten Infektion wird ein mindestens vierfacher Titeranstieg gefordert. Der
beim KlÃ¤ger am 02.12.1991 gemessene Titer von 1:16 (1:32 bei Kontrolle) liegt
niedrig und ist deshalb kein Nachweis, sondern nur ein Verdacht fÃ¼r eine Infektion
mit Coxsackie-B-Viren. Zum Zeitpunkt der Untersuchung wÃ¤re ein hÃ¶herer Titer
zu erwarten gewesen, weil die neurologische Symptomatik erst einige Zeit nach der
Infektion auftritt. AntikÃ¶rper gegen andere Enteroviren auÃ�er Coxsackie-B und
Polio wurden nicht untersucht. Ebenso wurde die Spur einer potentiellen Infektion
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mit Parainfluenza-Viren nicht weiter verfolgt. Daraus ist zu schliessen, dass die
vorliegenden Befunde der serologischen Untersuchung eine Infektion des KlÃ¤gers
mit Coxsackie-B-Virus zwar wahrscheinlich machen, andere virale Erreger,
insbesondere Enteroviren, aufgrund der vorliegenden Befunde aber nicht
auszuschliessen sind. Eine Infektion des KlÃ¤gers mit Coxsackie-B-Viren, fÃ¼r die
der Vollbeweis erforderlich ist, ist also nicht nachgewiesen.

DarÃ¼ber hinaus ist eine Infektionsquelle aus dem TÃ¤tigkeitsbereich des KlÃ¤gers
auch nicht wahrscheinlich, insbesondere ist eine Ã¼ber das normale MaÃ�
hinausgehende Ansteckungsgefahr auf seiner Abteilung nicht ersichtlich. Der
KlÃ¤ger hatte nicht auf einer Station gearbeitet, auf der Kranke mit demselben
Leiden wie er bzw mit einer Infektion mit Coxsackie-B-Viren lagen. Bei Frau W., die
sich nach einer Gallenoperation eindeutig ein Guillain-BarrÃ©-Syndrom (so Prof.
Dr.H.) zuzog und vom KlÃ¤ger intensiv gepflegt wurde, sind als mÃ¶gliche
Infektionsquelle Coxsackie-B-Viren nicht nachgewiesen. Bei ihr wurde weder im
C.Krankenhaus H. noch im Juliusspital W. ein Erregernachweis versucht. Eine direkte
Ã�bertragung auf den KlÃ¤ger kann daher nicht bewiesen werden. Bei der
weitgefÃ¤cherten Diagnostik des Guillain-BarrÃ©-Syndrom (so das Juliusspital W.
vom 16.04.1998) war auch eine umfassende virologische AbklÃ¤rung nicht indiziert.
DarÃ¼ber hinaus liegen von CÃ¤cilie W., die inzwischen verstorben ist, weder
Liquor- noch Serummaterial vor. Letztlich bleibt die Ursache der bei ihr
aufgetretenen Infektionserkrankung, die verschiedene Ursachen haben kann,
unerkannt. Auch wenn die klinischen Symptome beim KlÃ¤ger und der Patientin in
neurologischer Hinsicht Ã¤hnlich waren, bieten sie keinerlei Hinweis auf die gleiche
Ursache. Es fehlten bei Frau W. insbesondere die typischen meningitischen Zeichen,
ebenso FieberschÃ¼be, ErkÃ¤ltungssymptome und Schmerzhaftigkeit. Der KlÃ¤ger
selbst ist jedenfalls nicht an einem Guillain-Barre-Syndrom erkrankt (so Prof. Dr.H.).
Obwohl beide Krankheiten durch den Coxsackie-B-Virus ausgelÃ¶st werden
kÃ¶nnen, lagen zwei unterschiedliche Krankheitsbilder vor, die nicht in einem
kausalen Zusammenhang stehen.

Bei der Nichterweislichkeit von Tatsachen gilt im sozialgerichtlichen Verfahren der
Grundsatz der objektiven Beweislast. Danach hat derjenige, der aus bestimmten
Tatsachen ein Recht herleiten will, die Folgen daraus zu tragen, dass ein solcher,
den geltend gemachten Anspruch begrÃ¼ndender Umstand nicht festgestellt
werden kann (BSGE 13, 52, 54; 58, 76, 79; SozR 3-2200 Â§ 548 Nrn 11, 14). Der
bloÃ�e Verdacht, dass der KlÃ¤ger mit Coxsackie-B-Viren infiziert war und diese
Infizierung mÃ¶glicherweise auf die Patientin W. zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, kann
keinen Anspruch begrÃ¼nden, da weder eine Infektion des KlÃ¤gers mit Coxsackie-
B-Viren noch eine entsprechende Infektionsquelle nachgewiesen sind. Eine erneute
Stellungnahme des Prof. Dr.H. war daher nicht erforderlich, da der medizinische
Sachverhalt hinreichend aufgeklÃ¤rt war.

EigentÃ¼mlichkeiten eines Sachverhalts kÃ¶nnen im Einzelfall zwar Anlass bieten,
an den Beweis verminderte Anforderungen zu stellen (BSGE 19, 52, 56; 24, 25, 28
ff). Dies ist hier aber nicht gegeben, da eine erforderliche Coxsackie-B-Infektion
beim KlÃ¤ger und Caecilie W. nicht bewiesen wurde. Ein fehlerhaftes Verhalten des
Beklagten liegt auch nicht vor, da eine weitere AufklÃ¤rung infolge fehlender
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Serumproben des Juliusspitals W. von Frau W. nicht mehr mÃ¶glich war. Bereits aus
diesem Grunde ist eine Beweislastumkehr nicht zu rechtfertigen. Die Beweisregel
des Â§ 9 Abs 3 SGB VII ist ebenfalls nicht einschlÃ¤gig, da eine entsprechende
Infektion mit Coxsackie-B-Viren bei beiden Personen nicht nachgewiesen ist und der
Virus einer ubiquitÃ¤ren Verbreitung unterliegt.

Obwohl beide Krankheiten durch den Coxsackie-B-Virus ausgelÃ¶st werden
kÃ¶nnen, liegt beim KlÃ¤ger eine BK nach Â§ 551 Abs 1 RVO iVm Nr 3101 der
Anlage 1 zur BKVO nicht vor, da ein Ursachenzusammenhang zwischen der
BerufstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und seiner Erkrankung nicht wahrscheinlich gemacht
werden kann. Das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 29.07.1998 ist daher nicht zu
beanstanden und die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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